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Vorblatt 


Gesetzentwurf zur Durchführung von EWG-Recht über 
den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen) 


A. Problem 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft sind ver- 
pflichtet, die zur Durchführung der EWG-Verordnungen 
Nr. 1018/68 und 1224/68 über den grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr notwendigen Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten zu erlassen. 


B. Lösung 

Nach dem Gesetzentwurf sollen Verstöße gegen die erwähnten 
EWG-Verordnungen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Das in § 23 des Güterkraftverkehrsgesetzes vorgesehene Tarif- 
ausgleichsverfahren bei Beförderungen unter Tarif soll im 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr künftig nicht mehr 
stattfinden, weil es auch in anderen EWG-Mitgliedstaaten nicht 
vorgesehen ist. 

Ferner wird der Fall geregelt, daß durch im Ausland zugelas- 
sene Kraftfahrzeuge unzulässigerweise Binnenverkehr durch- 
geführt wird. 

Der Bundesminister für Verkehr soll schließlich ermächtigt wer- 
den, Rechtsverordnungen über den grenzüberschreitenden 
Güterverkehr zu erlassen und dabei auch die Entziehung von 
Genehmigungen bei wiederholten Rechtsverstößen vorzusehen. 

(Einmütigkeit im Ausschuß.) 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung internationaler Abkommen sowie 
von Verordnungen, Entscheidungen und Richtlinien des Rates 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf dem 
Gebiet des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs 

— Drucksache Vl/2521 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) 


Der Gesetzentwurf in Drucksache VI/2521 wurde 
in der 134. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
22. September 1971 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung 
überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner Sitzung am 29. September 1971 behandelt. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, das Güterkraft- 
verkehrsgesetz an die EWG-Vorschriften über den 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr anzupas- 
sen und die rechtlichen Grundlagen zur Durchfüh- 
rung dieser Vorschriften und zur Ahndung von Zu- 
widerhandlungen zu schaffen. Demgemäß sollen 
künftig Verstöße gegen die Verordnung (EWG) 
Nr. 1018/68 über die Bildung eines Gemeinschafts- 
kontingentes für den Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten sowie gegen die Verordnung 
(EWG) Nr. 1224/68 über die Festlegung der Muster 
der Gemeinschaftsgenehmigung als Ordnungswidrig- 
keit verfolgt werden. Durch den Gesetzentwurf wird 
ferner einer früher vom Verkehrsausschuß erhobe- 
nen Forderung Rechnung getragen, wonach die Kon- 
trollmaßnahmen im grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr vereinheitlicht und aufeinander abge- 
stimmt werden sollen. Es soll künftig daher das 
sogenannte Tarifausgleichsverfahren, das nach deut- 
schem Recht bei Beförderungen unter Tarif vorge- 


i sehen ist und in dem der Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem Tarif und dem tatsächlich berechneten 
I Beförderungsentgelt nachzufordern ist, für den 
I grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr beseitigt 
I werden, weil es auch in anderen EWG-Mitglied- 
, Staaten nicht vorgesehen ist. Im übrigen aber wer- 
den Verstöße gegen die bilateral vereinbarten Ta- 
: rife für den grenzüberschreitenden Straßengüter- 
I verkehr, da sie durch Rechtsverordnung als natio- 
nales Recht in Kraft gesetzt werden, ebenso wie 

Verstöße gegen Binnentarife geahndet. 

i 

i Mit Befriedigung nahm der Ausschuß davon 
I Kenntnis, daß durch den neu in das Güterkraftver- 
I kehrsgesetz einzufügenden § 6 b Abs. 2 das Pro- 
j blem der im Ausland zugelassenen Kraftfahrzeuge, 

! die im Bundesgebiet unzulässigerweise Binnenver- 
kehr durchführen, gelöst wird. Bisher fehlte es an 
einer rechtlichen Handhabe zum Einschreiten, weil 
diese Fahrzeuge keinen Standort im Sinne des Ge- 
! setzes hatten. Diese Gesetzeslücke wird jetzt in 
der Weise geschlossen, daß derartige Fahrzeuge 
grundsätzlich den Vorschriften über den Güterfern- 
verkehr mit dem Erfordernis einer Güterfernver- 
1 kehrsgenehmigung unterworfen werden. Bestimmt 
der ausländische Unternehmer für sein Fahrzeug 
einen Standort im Bundesgebiet und befördert er im 
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Güternahverkehr, so werden die Vorschriften für 
den Güternahverkehr angewendet (Erfordernis der 
Erlaubnis). 

Der Ausschuß hat die Vorlage ohne sachliche 
Änderungen einmütig gebilligt. Es wurde lediglich 
entsprechend den Vorschlägen des Bundesrates eine 
redaktionelle Änderung bei Nummer 6 b vorge- 
nommen, durch die das Gewollte klarer zum Aus- 
druck gebracht wird. 


Bonn, den 29. September 1971 


Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/2521 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß Artikel 1 Nr. 6 Buch- 
stabe b folgende Fassung erhält: 

,b) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. abweichend von den Bestimmungen der §§ 8 
bis 19 a dieses Gesetzes das Genehmigungs- 
verfahren geregelt sowie abweichend von 
den Bestimmungen des § 78 dieses Gesetzes 
der vorübergehende oder dauernde Aus- 
schluß vom grenzüberschreitenden Güter- 
kraftverkehr vorgesehen werden,''.' 


Bonn, den 29. September 1971 


Der Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Schmitt (Lockweiler) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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